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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Richtlinie des Rates zur Angieichung der Rechtsvorschriften 
der Mitgliedstaaten über Nebelscheinwerfer für Kraftfahrzeuge 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 100, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme dos Wirtschafts- und Sozial- 
ausschussGS und 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die technischen Vorschriften, denen die Kraftfahr- 
zeuge nach den einzelstaatlichen Rechtsvorschriften 
genügen müssen, betreffen unter anderem auch die 
Nebelscheinwerfer. 

Diese Vorschriften sind von Mitgliedstaat zu Mit- 
gliedstaat verschieden; hieraus ergibt sich die Not- 
wendigkeit, daß von allen Mitgliedstaaten - ent- 
weder zusätzlich oder an Stelle ihrer derzeitigen 
Regelung - gleiche Vorschriften angenommen wer- 
den, damit vor allem das EWG-Betriebserlaubnis- 
verfahren gemäß der Richtlinie des Rates (70/156/ 
EWG) vom 6, Februar 1970 zur Angleichung der 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Be- 
triebserlaubnis für Kraftfahrzeuge und Kraftfahr- 
zeuganhänger auf jeden Fahrzeugtyp angewandt 
werden kann. 

Die gemeinschaftlichen Vorschriften für den An- 
bau der Beleuchtungs- und Lichtsignaleinrichtungen 
von Kraftfahrzeugen und ihren Anhängern sind in 
der Richtlinie des Rates vom enthalten. 

Weitere Vorschriften über den Bau der weiteren 
Beleuchtungs- und Lichtsignaleinrichtungen sollen 
später erlassen werden. 


Im Rahmen eines harmonisierten Verfahrens der 
Bauartgenehmigung für Nebelscheinwerfer kann 
jeder Mitgliedstaat feststellen, ob die gemeinsamen 
Vorschriften für den Bau und die Prüfung einge- 
halten worden sind, und die anderen Mitgliedstaaten 
von der getroffenen Feststellung durch Übersendung 
einer Abschrift des für jede Bauart eines Nebel- 
scheinwerfers ausgestellten Bauartgenehmigungs- 
bogens unterrichten; bei Erteilung eines EWG-Prüf- 
zeichens für alle in Übereinstimmung mit der ge- 
nehmigten Bauart hergestellten Einrichtungen er- 
übrigt sich eine technische Kontrolle dieser Einrich- 
tungen in den anderen Mitgliedstaaten. 

Es empfiehlt sich, einige der technischen Vor- 
schriften zu übernehmen, die die UN-Wirtschafts- 
kommission für Europa in der Regelung Nr. 19 („Ein- 
heitliche Vorschriften für die Genehmigung der 
Nebelscheinw^erfer für Kraftfahrzeuge") ^) erlassen 
hat; diese Regelung ist dem Übereinkommen vom 
20. März 1958 über die Annahme einheitlicher Be- 
dingungen der Ausrüstungsgegenstände und Teile 
von Kraftfahrzeugen und über die gegenseitige An- 
erkennung der Genehmigung als Anlage beigefügt. 

Die Angieichung der innerstaatlichen Rechtsvor- 
schriften über Kraftfahrzeuge beinhalten die gegen- 
seitige Anerkennung aller der von den einzelnen 
Mitgliedstaaten aufgrund gemeinsamer Vorschriften 
durchgeführten Kontrollen; ein derartiges System 
setzt zum einwandfreien Funktionieren voraus, daß 
diese Vorschriften von allen Mitgliedstaaten vom 
gleichen Datum an angewandt werden — 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 42 
vom 23. Februar 1970, S. 1 
^) KOM (73) 2024 

3) Dokument der Wirtschaftskommission für Europa 
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HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

1. Der Mitgliedstaat, der die EWG-Bauartgeneh- 
nehmigung für jede Bauart eines Nebelschein- 
werfers, die den Bau- und Prüfvorschriften der 
Anhänge 0, III, IV und V entspricht. 

2. Der Mitgliedstaaten, der die EWG-Bauartgeneh- 
migung erteilt hat, trifft - erforderlichenfalls in 
Zusammenarbeit mit den zuständigen Behörden 
der übrigen Mitgliedstaaten - die notwendigen 
Maßnahmen, um die Übereinstimmung der Fer- 
tigung mit der genehmigten Bauart soweit erfor- 
derlich zu überwachen. Die Überwachung be- 
schränkt sich auf Stichproben. 


Artikel 2 

Die Mitgliedstaaten teilen dem Hersteller oder sei- 
nem Beauftragten für jede Bauart eines Nebelschein- 
werfers, für die sie aufgrund von Artikel 1 die 
EWG-Bauartgenehmigung erteilen, ein Prüfzeichen 
nach dem Muster des Anhangs II zu. 

Die Mitgliedstaaten treffen alle zweckdienlichen 
Maßnahmen, um die Verwendung von Prüfzeichen 
zu verhindern, die zu einer Verwechslung zwischen 
Nebelscheinwerfern, für deren Bauart eine Bauart- 
genehmigung nach Artikel 1 erteilt wurde, und an- 
deren Nebelscheinwerfern führen können. 


Artikel 3 

1. Die Mitgliedstaaten können die Vermarktung 
von Nebelscheinwerfern nicht wegen ihrer Bau- 
oder Wirkungsweise verbieten, wenn sie mit 
dem EWG-Prüfzeichen versehen sind. 

2. Ein Mitgliedstaat kann jedoch die Vermarktung 
von Nebelscheinwerfern mit dem EWG-Prüf- 
zeichen verbieten, die systematisch nicht mit der 
genehmigten Bauart übereinstimmen. 

Dieser Mitgliedstaaten unterrichtet unverzüglich 
die übrigen Mitgliedstaaten und die Kommission 
von den getroffenen Maßnahmen und begründet 
dabei seinen Beschluß. 


A r t i k e 1 4 

Die zuständigen Behörden eines jeden Mitglied- 
staates übermitteln den zuständigen Behörden der 
anderen Mitgliedstaaten binnen eines Monats Ab- 
schriften der Bauartgenehmigungsbögen und der 
Zusatzbögen für jede Bauart eines Nebelscheinwer- 
fers, für die sie die Bauartgenehmigung erteilen 
oder versagen. 


Artikel 5 

1. Stellt der Mitgliedstaat, der die EWG-Bauartge- 
nehmigung erteilt hat, fest, daß mehrere mit dem- 
selben Prüfzeichen versehene Nebelscheinwerfer 
nicht mit der Bauart übereinstimmen, für die er 
die Bauartgenehmigung erteilt hat, so trifft er 
die notwendigen Maßnahmen, um die Überein- 
stimmung der Fertigung mit der genehmigten 
Bauart sicherzustellen. Die zuständigen Behör- 
den dieses Mitgliedstaates unterrichten die zu- 
ständigen Behörden der anderen Mitgliedstaaten 
von den getroffenen Maßnahmen, die gegebe- 
nenfalls bis zum Entzug der EWG-Bauartgeneh- 
migung gehen können. Diese Behörden treffen 
die gleichen Maßnahmen, wenn sie von den zu- 
ständigen Behörden eines anderen Mitglied- 
staates von einer derartigen Nichtübereinstim- 
mung unterrichtet werden. 

2. Die zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten 
unterrichten sich gegenseitig binnen eines Monats 
vom Entzug einer erteilten EWG-Bauartgeneh- 
migung und den Gründen hierfür. 


Artikel 6 

Jede Verfügung aufgrund der zur Durchführung 
dieser Richtlinie erlassenen Vorschriften, durch die 
eine Bauartgenehmigung versagt oder entzogen 
oder ein Vermarktungs- bzw. Benutzungsverbot 
ausgesprochen wird, ist genau zu begründen. Sie ist 
den Beteiligten unter Angabe der in den Mitglied- 
staaten nach dem geltenden Recht vorgesehenen 
Rechtsmittel und der Rechtsmittelfristen zuzustellen. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 21. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
24. Januar 1974 - 1/4 -680 70- E- Ne 1/74: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 21. Dezember 1973 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt 
worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 
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Artikel 7 

Die Mitgliedstaaten dürfen die EWC-Betriebserlaub- 
nis oder die Betriebserlaubnis mit nationaler Gel- 
tung für ein Fahrzeug nicht wegen der Nebelschein- 
werfer versagen, wenn diese mit dem EWG-Prüf- 
zeichen versehen und gemäß der Richtlinie des Rates 
vom zur Angleichung der Rechtsvor- 

schriften der Mitgliedstaaten für den Anbau der 
Beieuchtungs- und Lichtsignaleinrichtungen ange- 
bracht sind. 

Artikel 8 

Die Mitglicdstaaten dürfen den Verkauf, die Zu- 
lassung, die Inbetriebnahme oder die Benutzung 
von Fahrzeugen nicht wegen der Vorrichtung für 
Nebelscheinwerfer verw^eigern oder verbieten, wenn 
diese mit dem EWG-Prüfzeichen versehen und ge- 
mäß der Richtlinie des Rates vom zur 

Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitglied- 
staaten über den Anbau der Beieuchtungs- und Licht- 
signaleinrichtungen angebracht sind. 


Artikel 9 

Als Fahrzeuge im Sinne dieser Richtlinie gelten 
- mit Ausnahme von Schienenfahrzeugen, landwirt- 
schaftlichen Zug- und Arbeitsmaschinen sowie an- 
deren Arbeitsmaschinen - alle zur Teilnahme am 
Straßenverkehr bestimmten Kraftfahrzeuge mit oder 
ohne Aufbau, mit mindestens vier Rädern und einer 
bauartbedingten Höchstgeschwindigkeit von mehr 
als 25 km/h, sowie deren Anhänger. 


Artikel 10 

Änderungen, die zur Anpassung dei Anhänge 0 
bis V an den technischen Fortschritt notwendig sind, 
werden nach dem Verfahren des Artikels 13 der 
Richtlinie des Rates (70/156/EWG) vom 6. Februar 
1970 zur Angieichung der Rechtsvorschriften der 
Mitgliedstaaten über die Betriebserlaubnis für Kraft- 
fahrzeuge und Kraftfahrzeuganhänger erlassen. 


Artikel 11 

1 . Die Mitgiiedstaaten erlassen und veröffentlichen 
die erforderlichen Vorschriften, um dieser Richt- 
linie vor dem 1. Januar 1975 nachzukommen, 
und setzen die Kommission hiervon unverzüglich 
in Kenntnis. Sie wenden diese Bestimmungen 
ab 1. Oktober 1975 an. 

2. Nach Bekanntgabe dieser Richtlinie unterrichten 
die Mitgliedstaaten die Kommission so recht- 
zeitig von allen Entwürfen der Rechts- und Ver- 
waltungsvorschriften, die sie auf dem von dieser 
Richtlinie erfaßten Gebiet zu erlassen beabsich- 
tigen, daß diese sich hierzu äußern kann. 


Artikel 12 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 


4) KOM (73) 2024 
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Liste der Anhänge *) 


Anhang 0 Begriffsbestimmungen, Antrag auf Erteilung der 

EWG-Bauartgenehmigung, Aufschriften, EWG-Bau- 
artgenehmigung, allgemeine Vorschriften, Beleuch- 
tung, Farbe, Prüfung der Blendbelästigung, Über- 
einstimmung der Herstellung 


Anhang I 


Anhang 11 


Anhang III 


Muster eines EWG-Bauartgenehmigungsbogens 


Muster des EWG -Prüfzeichens 


Lampen für Nebelscheinwerfer 


Anhang IV 


Prüflampen für Nebelscheinwerfer 


Anhang V Meßschirm 


*) Der Wortlaut der Anhänge entspricht der Regelung Nr. 19 der Wirtschaftskommission für Europa; insbesondere ist 
die Gliederung in Absätze die gleiche; entspricht der Regelung Nr. 19 kein solcher in der vorliegenden Richtlinie, 
so wird seine Zahl in Klammern zuin Vermerk aufgeführt. 
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Anhang 0 


Begriffsbestimmungen, Antrag auf Erteilung der EWG-Bauartgenehmigung, 
Aufschriften, EWG-Bauartgenehmigung, allgemeine Vorschriften, Beleuchtung, Farbe, 
Prüfung der Blendbelästigung, Übereinstimmung der Herstellung 


1 . Begriffsbestimmungen 

Im Sinne dieser Richtlinie bedeuten 

1.1. „Nebelscheinwerfer" Scheinwerfer zur Verbesserung der Fahrbahnbeleuchtung bei Nebel, Schnee- 
fall, starkem Regen oder Staubwolken; 

1.2. Nebelscheinwerfer unterschiedlicher „Typen", Nebelscheinwerfer, die untereinander wesentliche 
Unterschiede aufweisen; diese Unterschiede können sich insbesondere erstrecken auf: 

1.2.1. die Fabrik- oder Handelsmarke; 

1.2.2. das optische System; 

1.2.3. zusätzliche Bauteile, die die optische Wirkung durch Reflexion, Brechung oder Absorption ver- 
ändern; 

1.2.4. den Lampentyp 

2. Antrag auf Erteilung der EWG-Bauartgenehmigung 

2.1. Der Antrag auf Erteilung einer EWG-Bauartgenehmigung ist von dem Inhaber der Fabrik- oder 
Handelsmarke oder gegebenenfalls seinem Beauftragten einzureichen. 

2.2. Dem Antrag ist für jeden Typ eines Nebelscheinwerfers beizufügen: 

2.2.1. eine kurze technische Beschreibung. WVnn der Scheinwerfer nicht der Monoblock-Bauart (SB- 
Bauart) entspricht, ist der Typ der Lampe(n) anzugeben, deren Merkmale in Anhang III angegeben 
sind. 

2.2.2. Zeichnungen in dreifacher Ausfertigung, die genügend Einzelheiten enthalten, um die Feststellung 
des Typs zu ermöglichen und den Scheinwerfer im Querschnitt (axial) und von vorn mit Einzel- 
heiten einer etwa vorhandenen Riffelung der Abschluß scheibe darstellen; 

2.2.3. zwei Muster des Nebelscheinwerfertyps. 

3. Aufschriften 

3.1. Die für die Erteilung einer EWG-Bauartgenehmigung eingereichten Muster eines Nebelschein- 

werfertyps müssen die Fabrik- oder Handelsmarke des Antragstellers aufweisen; diese Marke 
muß deutlich lesbar und dauerhaft sein. 

3.2. Auf jedem Scheinwerfer muß sowohl auf der Abschlußscheibe als auch auf dem Scheinwerfer- 
körper ein genügend großer Platz für das EWG-Genehmigungszeichen vorhanden sein^); diese 
Stelle ist auf den Zeichnungen nach Absatz 2.2.2. anzugeben. 

4. EWG-Bauartgenehmigung 

(4.1.) 

(4.2.) 

4.3. Die zuständigen Behörden, die eine EWG-Bauartgenehmigung erteilt haben, unterrichten die 

Behörden der anderen Mitgliedstaaten durch ein Formblatt nach Anhang 1. Diesem Formblatt ist 
eine Zeichnung im Format nicht größer als A4 (210x297 mm) und im Maßstab 1 : 1 beizufügen. 


1) Wenn Abschlußscheibe und Scheinwerferkörper unlösbar miteinander verbunden sind, genügt der für das Genehmi- 
gungszeichen vorgesehene Platz auf der Ab Schluß scheibe jedes Scheinwerfers allein. , 
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4.4. An jedem Nebelscheinwerfer, der einem von den zuständigen Behörden eines Mitgliedstaates 

genehmigten Typ entspricht, ist an der Stelle nach 3.2. zusätzlich zu dem Zeichen nach 3.1. anzu- 
bringen: 

4.4.1. ein EWG-Prüfzeichen “), das besteht aus: 

4. 4. 1.1. einem Rechteck, in dessen Innerem sich der Buchstabe „e" und die Kennzahl oder das Symbol 
des Mitgliedstaates befinden, das die EWG-Bauartgenehmigung erlassen hat (1 für Deutschland, 
2 für Frankreich, 3 für Italien, 4 für die Niederlande, 6 für Belgien, 11 für das Vereinigte 
Königreich, 13 für Luxemburg, DK für Dänemark und IRL für Irland). 

4. 4. 1.2. und unter dem Rechteck, die EWG-Prüfungsnummer, 

4. 4. 1.3. sowie einem Quadrat über dem Rechteck, das im Inneren den Buchstaben „B" aufweist. 

4.4. a. Wird die Bauartgenehmigung für einen Typ der Beleuchtungs- und Lichtsignaleinrichtung bean- 
tragt, die einen Nebelscheinwerfer und andere Leuchten und Lampen enthält, so kann ein ein- 
ziges EWG-Prüfzeichen unter der Bedingung erteilt werden, daß der Nebelscheinwerfer den 
Vorschriften dieser Richtlinie und jede der anderen Leuchten und Lampen, die einen Teil der 
Beleuchtungs- und Lichtsignaleinrichtung bilden, für die die EWG-Bauartgenehmigung beantragt 
wird, der für sie einschlägigen Einzelrichtlinie entspricht. 

4.4. b. Wenn nur ein einziges EWG-Prüfzeichen gemäß Punkt 4.4. a. für eine Beleuchtungs- und Licht- 
signaleinrichtung erteilt wird, die einen Nebelscheinwerfer und andere Leuchten und Lampen 
enthält, gelten folgende Vorschriften: 

4.4. b.l. Für den Fall, daß gemäß der einschlägigen Einzelrichtlinie ein Nebelscheinwerfer durch einen 
Pfeil zu kennzeichnen ist, müssen der Pfeil und die Angaben über die Kategorie, auch wenn diese 
aus Ziffern bestehen, auf einer getrennten horizontalen Linie in der rechten Seite eines Rahmens 
angebracht werden, dessen linke Seite das Rechteck mit dem eingeschriebenen Buchstaben „e" 
enthält, gefolgt von der Nummer oder dem Kennbuchstaben des Landes, das die EWG-Bauart- 
genehmigung erteilt hat, 

4.4. b. 2. Die Abmessungen der verschiedenen Teile dieses Zeichens dürfen nicht kleiner sein als die für 

die Einzelkennzeichnung gemäß Anlage zu dieser Richtlinie vorgeschriebenen Mindestabmes- 
sungen. 

4.5. Die Aufschriften und Zeichen nach Punkt 4.4. müssen deutlich lesbar und dauerhaft sein, auch 
wenn der Nebelscheinwerfer am Fahrzeug angebracht ist. 

4.6. Anhang II zeigt das Beispiel des EWG-Prüfzeichens, 

5. Allgemeine Vorschriften 

5.1. vJedes Muster nach 2.2.3. muß den Vorschriften von 6 und 7 genügen. 

5.2. Die Nebelscheinwerfer müssen so gebaut sein, daß sie bei üblicher Verwendung trotz der dabei 
auftretenden Erschütterungen die in dieser Regelung vorgeschriebenen Merkmale behalten und 
ihr richtiges Arbeiten sichergestellt bleibt. Die richtige Lage der Abschlußscheibe muß deutlich 
gekennzeichnet sein, und Abschluß scheibe und Reflektor müssen so befestigt sein, daß ein Ver- 
drehen während des Gebrauchs nicht möglich ist. 

5.3. Die Einhaltung der Vorschriften dieses Absatzes ist durch Augenschein und, wenn erforderlich, 
durch probeweises Anbringen zu prüfen. 

6. Beleuchtung 

6.1. Die Nebelscheinwerfer müssen so gebaut sein, daß sie eine Beleuchtung mit begrenzter Blend- 

wirkung erzeugen. 

2) Wenn verschiedene Nebelscheinwerfertypen die gleiche Abschlußscheibe haben, dürfen auf ihr die verschiedenen 
Genehmigungszeichen angebracht werden, sofern auch auf dem Scheinwerferkörper, auch wenn er mit der Abschluß- 
scheibe unlösbar verbunden ist, der Platz nach Absatz 3.2. vorhanden ist und das Genehmigungszeichen des 
Nebelscheinwerfertyps auf ihr angebracht ist. Wenn verschiedenartige Nebelscheinwerfertypen den gleichen 
Scheinwerferkörper haben, dürfen die verschiedenen Genehmigungszeichen dieser Nebelscheinwerfertypen dort 
angebracht sein. 
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6.2. Zur Prüfung der vom Nebelscheinwerfer erzeugten Beleuchtung ist ein Meßschirm zu verwenden, 
der 25 m vor der Abschlußscheibe senkrecht aufgestellt ist. Der Punkt HV ist die Basis der durch 
die Mitte des Scheinwerfers verlaufenden Senkrechten zum Meßschirm. Die Linie hh ist die 
durch HV verlaufende Waagerechte (siehe Anhang V). 

6.3. Wenn es sich nicht um eine Monoblock-Bauart handelt, ist eine Prüflampe mit farblosem Kolben 
zu verwenden, deren Typ vom Hersteller nach 2.2.1. und Anhang IV anzugeben, für eine Betriebs- 
spannung von 12 V vorgesehen und vom Hersteller zur Verfügung zu stellen ist; die Prüflampe 
muß mit der Spannung betrieben werden, die den Lichtstrom ergibt, der für die ihrem Typ 
entsprechenden Prüfungen vorgesehen ist. Bei einer Monoblock-Bauart ist die Prüflampe mit der 
Prüfspannung (6, 12 oder 24 V) zu betreiben. 

6.4. Das Lichtbündei muß auf dem Meßschirm auf einer Breite von mindestens 2,25 m beiderseits der 
Linie VV eine symmetrische „Hell-Dunkel-Grenze" ergeben, die genügend waagerecht ist, um 
mit ihrer Hilfe das Einstellen zu ermöglichen. 

6.5. Der Nebelscheinwerfer ist so einzustellen, daß die „Hell-Dunkel-Grenze" auf dem Meßschirm 
50 cm unter der Linie hh verläuft. 

6.6. Bei dieser Einstellung muß der Nebelscheinwerfer den Vorschriften des 6.7. entsprechen. 

6.7. Die auf dem Meßschirm erzeugten Beleuchtungsstärken (siehe Anhang V) muß den Vorschriften 
der folgenden Tabelle entsprechen: 


Bereich auf dem Meß schirm 


Zone 


Grenze der Zone 


Auf der Linie hh 
zwischen den 
Punkten hi und h 2 

A 


225 cm beiderseits der Linie VV 


225 cm beiderseits der Linie VV 
und 75 cm über hh 


Beleuchtungsstärke in lux 


^ 0,3 

^ 0,15 et ^ 1 


B 1250 cm beiderseits der Linie VV 

und 150 cm über der Linie hh - y 
einschließlich hh (außer Zone A) 

C 1250 cm beiderseits der Linie VV 

und ab 150 cm über hh 


^ 1 


^ 0,5 


D 


E 


450 cm beiderseits der Linie VV 
und zwischen den Parallelen zu 
hh, die 75 cm und 150 cm unter hh 
liegen 

Von 450 cm bis 1000 cm beider- 
seits der Zone D und zwischen den 
Parallelen zu hh, die 75 cm und 
150 cm unter hh liegen 


Auf jeder Vertikallinie dieser 
Zone muß mindestens ein Punkt 
(a, b, c) mit einer Beleuchtungs- 
stärke ^ 1,5 liegen. 

Auf jeder Vertikallinie dieser 
Zone muß mindestens ein Punkt 
mit einer Beleuchtungsstärke 
^ 0,5 liegen. 


Die Beleuchtungsstärke ist mit weißem Licht oder mit farbigem Licht zu messen, wie es vom 
Hersteller für die betriebsübliche Verwendung der Nebelscheinwerfer vorgesehen ist. In den 
Zonen B und C dürfen keine Unterschiede in der Beleuchtungsstärke auftreten, die die gute Sicht 
beeinträchtigen. 

6.8. Die Beleuchtungsstärke nach 6.7. auf dem Schirm ist mit einer foto-elektrischen Zelle zu messen, 

deren wirksame Oberfläche innerhalb eines Quadrats von 65 mm Seitenlänge liegt. 
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7. Farbe 

Die Genehmigung kann für einen Nebelscheinwerfertyp erteilt werden, der entweder weißes oder 
selektivgelbes Licht ausstrahlt 3). Eine etwaige Färbung des Lichtbündels kann entweder durch 
den Lampenkolben, die Abschlußscheibe des Nebelscheinwerfers oder jedes andere geeignete 
Mittel bewirkt werden. 

8. Prüfung der Blendbelästigung 

Die durch den Nebelscheinwerfer verursachte Blendbelästigung ist zu prüfen. 

(9.) 

10. Übereinstimmung der Herstellung 

Jeder Nebelscheinwerfer, der mit einem EWG-Prüfzeichen versehen ist, muß dem genehmigten 
Typ und den oben angeführten fotometrischen Bedingungen entsprechen. 

( 11 .) 

( 12 .) 




Definition der Farbe „selektivgelb": Spektraler Farbanteil mindestens 0,820; die Grenzen gegen weiß (y ^ — x + 
0,966) werden damit: y > — x + 0,940 und y = 0,440 
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Anhang I 

Muster eines EWG-Bauartgenehmigungsbogens 

(Größtiormat: A4 (210 x 297 mm) 


Angabe der Behörde 


Angaben über die Erteilung, die Versagung, den Entzug der EWG-Bauartgenehmigung oder die Erteilung, 
die Versagung, den Entzug der Erweiterung einer EWG-Bauartgenehmigung für einen Nebelscheinwerfer- 
typ. 


e 4 

Nr. der Bauartgenehmigung 

1. Nebelscheinwerfer für weißes/ selektivgelbes Licht*) 

2. Nebelscheinwerfer mit Lampe Typ Ei, El», Es, Hi, H_», Hs*) 

3. Nennspannung (wenn es sich um einen Monoblock-Scheinwerfer handelt) Volt 

4. Eabrik- oder Handelsmarke 

5. Name und Anschrift des Herstellers 

6. Name und Anschrift des etwaigen Beauftragten des Herstellers 

7. Zur EWG-Bauartgenehmigung vorgelegt am 

8. Prüfstelle 

9. Datum des Prüfprotokolls 

10. Nummer des Prüfprotokolls 

11. Erweiterung der Bauartgenehmigung; selektivgelb/farblos*) 

12. Datum der Erteilung / Versagung / Entzug der Bauartgenehmigung*) 

13. Datum der Erteilung / Versagung / Entzug der Erweiterung der Bauartgenehmigung *) 

14. Einmalige EWG-Bauartgenehmigung, erteilt aufgrund von Punkt 4.4. a. und b. von Anhang 0 für eine 

Beleuchtungs- und Lichtsignaleinrichtung, die mehrere Leuchten und/oder Lampen enthält, insbeson- 
dere: 

15. Datum der Versagung / Entzugs der einmaligen EWG-Bauartgenehmigung*) 

16. Ort 

17. Datum 

18. Unterschrift 

19. Die beigefügte Zeichnung Nr zeigt den Scheinwerfer von vorn mit der Riffelung der 

Abschlußscheibe und im Querschnitt. 


*) Nichtzutreffendes streichen 
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Anhang II 

Muster des EWG-Prüfzeichens 


a ^ 12 mm min. 





Der Nebelscheinwerfer mit dem oben angegebenen EWG-Prüfzeichen ist ein in dem Vereinigten König- 
reich (11) unter Nummer 1471 genehmigter Nebelscheinwerfer. 
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Lampen für Nebelscheinwerfer 


Lampen für NebeUdietnwerfer 







V* (!) 


Udilstrom für dto 
Sdieinwcrferprüfung (6) 


(•J Höcfastor Wert 

(t) Bezieht sich nur auf 90 */« der Herstellung 

(2) Zylindrische Toleranz 

(3) Diese M.iSc sind mit einer Ringlehre zu prCfen, deren Bohrung dem giöOtzulAssigen Durch' 
messer des Sockels entspricht 

(siehe C.E.l'*Vcrö(fenUichung 61} 


(4) Sockel nach C.E.I.-Vcröffontüdiung 61 

(5) Zu prüfen nach einem .Box-System* 

(8) Für Scheinwerferprüfungen ist nur eine 12 Volt-Lompo zu verwenden 
(7) Für 24 Volt-Lampen wird auch der Sockel P 36 d verwendet 


e 7/1605 
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Anhang IV 

Prüflampen für Nebelscheinwerfer 


Typen 

Maße (mm) 

Fl 

F2 

Fs 

Hl 

D 

max. 29 

max. 36 

max. 41 

max. 10 

b 

max. 46 

max. 50 

max. 45 

max. 49 

c 

21,5 ± 0,15 

30 ± 0,15 

28,5 ± 0,15 

25 ± 0,15 

dl 

d2 

± 0,2 , 

± 0,2 

*) 

± 0,2 

± 0,2 

± 0,25 

f 

6 bis 7,5 

4 bis 7 

5 ± 1 

5,5 ± 0,5 

ß 

90° ± 3° 

90° ± 3° 



Prüfspannung 

13,2 V 

13,5V 

13,2 V 

13,2 V 

Leistung 

bei Prüfspannung 

55,5 W ± lOv.H. 

35 W ± lOv.H. 

45 W ± lOv.H. 

62 W ± 7,5 v.H. 

Lichtstrom für die 

Prüfung der 
Nebelscheinwerfer 

800 Im 

540 Im 1 

650 Im 

1150 Im 


*) Die Entfernung vom Leuchtkörperende bis zur Bezugsachse muß 2,5 ± 0,02 betragen. 
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Begründung 


Der vorliegende Richtlinienentwurf gliedert sich in 
den Rahmen des gemeinschaftlichen Betriebserlaub- 
nisverfahrens ein, das in der Richtlinie 70/1 56/EWG 
des Rates vom 6. Februar 1970 behandelt wird. 

Es handelt sich hierbei lediglich um technische Vor- 
schriften für den Bau und die Prüfung von Nebel- 
scheinwerfern von Kraftfahrzeugen. Die Anbauvor- 
schriften dieser Vorrichtungen sind in einem ande- 
ren Vorschlag betreffend den Anbau der Beleuch- 
tungs- und Lichtsignaleinrichtungen enthalten -). 

Bei der Ausarbeitung dieses Vorschlags hat die 
Kommission die Arbeiten der Genfer Wirtschafts- 
kommission für Europa '^) berücksichtigt, was für 
den Warenverkehr nur von Vorteil sein kann, da 
eine sehr große Anzahl Länder in dieser Organi- 
sation vertreten sind. 

Mit Artikel 1 bis 6 wird das Bauartgenehmigungs- 
verfahren für Nebelscheinwerfer eingeführt. Durch 
dieses Verfahren ermöglicht die Richtlinie den 
freien Verkehr von Nebelscheinwerfern innerhalb 
der Gemeinschaft, indem den Mitgliedstaaten unter- 
sagt ist, sich ihrem Vertrieb zu widersetzen, wenn 
sie den in den Anlagen festgelegten Bau- und Prüf- 
vorschriften entsprechen, und wenn sie das in An- 
lage II im Modell dargestellte Prüfzeichen tragen. 
Dieses Verfahren sieht ein gegenseitiges Benach- 
richtigungssystem über jede Erteilung, Versagung, 
Zurücknahme oder Erweiterung einer Bauartgeneh- 
migung vor. 

Mit Artikel 7 wird die vorliegende Richtlinie in das 
EWG-Betriebserlaubnisverfahren eingegliedert. 

Da einige Mitgliedstaaten ein Betriebserlaubnisver- 
fahren mit nationaler Geltung nicht kennen, ist es 
erforderlich, Vorschriften vorzusehen, um in diesen 
Staaten die Benutzung der Fahrzeuge zu gewähr- 
leisten, die den Vorschriften dieser Richtlinie ent- 
sprechen (Artikel 8) ^). 

Der Anwendungsbereich wird auf alle Kraftfahr- 
zeuge mit mindestens vier Rädern und einer bauart- 
bedingten Llöchstgeschwindigkeit von mehr als 
25 km/h ausgedehnt (Artikel 9). 


Artikel 10 sieht das Verfahren zur Anpassung der 
Richtlinie an den technischen Fortschritt vor, das in 
Artikel 13 der Richtlinie des Rates vom 6. Februar 
1970 über die Betriebserlaubnis für Kraftfahrzeuge 
und ihre Anhänger beschrieben ist. 

In Artikel 11 ist eine doppelte Frist vorgesehen; 
vor Verstreichen der ersten Frist müssen die Mit- 
gliedstaaten die erforderlichen Maßnahmen ergrei- 
fen und veröffentlichen, um sich der Richtlinie an- 
zupassen. Die zweite Frist dagegen legt ein einheit- 
liches Datum fest, an dem alle Mitgliedstaaten die 
Gemeinschaftsvorschriften in Kraft setzen müssen 
(Artikel 11, § 1), 

Schließlich ist die Kommission innerhalb abnehm- 
barer Fristen von jedem Vorschriftenentwurf zu 
unterrichten, der von den Mitgliedstaaten auf dem 
von der Richtlinie erfaßten Gebiet ausgearbeitet 
wird, damit sie sich gegebenenfalls hierzu äußern 
kann (Artikel 11, § 2). 


Anhörung des Europäischen Parlaments und des 
Wirtschafts- und Soziaiausschusses 

Die Stellungnahme dieser beiden Instanzen gemäß 
Artikel 100 Absatz 2, ist erforderlich. 


9 Anit.sblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 42 
vom 23. Februar 1970 

9 KOM (73) 2024 

3) Regelung Nr. 3 „Einheitliche Vorschriften für die Ge- 
nehmigung der Nebelscheinwerfer für Kraftfahrzeuge 
(Dok. E/ECE 324/EBCE/TRANS/505/Rev. 1/Add. 18) 

4) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 73 
vom 27. März 1972 „Dokumente betreffend den Beitritt 
des Königreichs Dänemark, Irlands, des Vereinigten 
Königreichs Großbritannien und Nordirland zu den 
Europäischen Gemeinschalt". Akte über die Beitritts- 
bedingungen und die Anpassung der Verträge - An- 
hang I. Titel X 
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